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Der transatlantische Justizkonflikt hatte
bisher im Wesentlichen die Allzust�n-
digkeit amerikanischer Gerichte, das
jury trial, die pre-trial discovery und
punitive damages zum Gegenstand. Er
schwelt heute insbe-
sondere auf dem
Gebiet der Zustel-
lung und Beweis-
aufnahme �ber die
Grenze, nachdem
die Amerikaner die
Haager �berein-
kommen �ber die
Zustellung und die
Beweisaufnahme
nicht als ausschließ-
lich und nur als Er-
g�nzung des inner-
staatlichen Rechtes
betrachten und die
deutschen Gerichte im Gegenzug die
Zustellung von erpresserischen Sam-
melklagen jedenfalls w�hrend der An-
h�ngigkeit des Napster-Falles beim
Bundesverfassungsgericht verweigert
haben.

Der BGH er�ffnet nun durch seine
Rechtsprechung zu Schiedsvereinbarun-
gen unbedacht eine neue Front. Deutsch-
amerikanische Gerichtsstandsvereinba-
rungen werden seit MS Bremen & Un-
terweser v. Zapata Offshore Co. weitge-
hend unbeanstandet praktiziert. Das
scheint nun aber in Frage gestellt. Der
BGH ist der Ansicht, dass – da es kein
Armenrecht im Schiedsverfahren gibt –

die Partei, die die Kosten nicht aufbrin-
gen kann, an die Schiedsvereinbarung
nicht mehr gebunden ist, jedenfalls diese
k�ndigen kann. Das muss konsequenter-
weise dazu f�hren, dass auch Gerichts-
standsvereinbarungen zugunsten eines
US-amerikanischen Gerichts jedenfalls
k�ndbar sind, wenn die deutsche Partei
die sehr hohen und nach der american
rule of costs nicht erstattbaren Anwalts-
kosten nicht tragen kann. Denn da der
US-amerikanische Zivilprozess kein
funktionierendes Armenrechtssystem
kennt, kann die deutsche Partei leicht in
die Situation geraten, mit Anwaltskosten
auch bei mittleren Verfahren im sechs-
stelligen Dollarbereich konfrontiert zu
werden, die sie nicht aufbringen kann. In
einem solchen Fall muss nach der ratio
von BGH NJW 2000, 3720 dasselbe f�r
die arme Partei einer Gerichtsstandsver-
einbarung wie f�r die arme Partei einer
Schiedsvereinbarung gelten. Sie ist nicht
hieran gebunden. Denn es gilt, einen
d�ni de justice zu verhindern. Auch die
Tatsache, dass sich die deutsche Partei
das US-amerikanische Forum ausge-
sucht hat, ist unerheblich. Diese Argu-
mentation l�sst der BGH auch bei
Schiedsvereinbarungen nicht zu.

Wir befinden
uns auf einem
gef�hrlichen
Weg, der den
deutsch-ameri-
kanischen
Rechtsverkehr
empfindlich
st�ren kann. An
der Er�ffnung
dieser Front des
transatlanti-
schen Justiz-
konflikts trifft
dann uns die
Schuld. Offen-

bar hat der BGH die Konsequenzen sei-
ner Rechtsprechung zur Armut im
Schiedsverfahren nicht durchdacht,
wenn er in der Kalifornien-Entschei-
dung die american rule of costs als unbe-
denklich darstellt. Da das deutsche
Recht aber keine stare decisis kennt, ist
es f�r eine Umkehr nicht zu sp�t.
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Offenbar hat der BGH
die Konsequenzen seiner
Rechtsprechung zur Ar-
mut im Schiedsverfahren
nicht durchdacht, wenn
er in der Kalifornien-Ent-
scheidung die american
rule of costs als unbe-
denklich darstellt
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